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Kein Stoff zum Träumen  
Ertragskraft der kommunalen Haushalte in Baden-Württemberg ist schwach.
Die Weichen für die finanzpolitischen Verhandlungen mit dem Land müssen gestellt werden, damit Städte und Gemeinden nicht auf dem Abstellgleis landen. 
Meldungen über steigende Steuereinnahmen bei Bund, Ländern und Kommunen haben Hochkonjunktur. Wer daraus jedoch schließt, dass die kommunalen Kassen üppig gefüllt sind, täuscht sich: Der Finanzierungssaldo der baden-württembergischen Städte und Gemeinden ist im zweiten Jahr in Folge wieder rückläufig. Die Ausgaben steigen nämlich in viel höherem Maße als die Steuereinnahmen.  Während die Rathäuser in Baden-Württemberg 2013 einen positiven Finanzierungssaldo von 711 Mio. Euro vorweisen konnten, ist dieser 2014 um 289 Mio. Euro gesunken. Der Gemeindetag Baden-Württemberg errechnete in seinem aktuellen Gemeindefinanzbericht, der heute in Stuttgart präsentiert wurde, nur noch ein Plus von 422 Mio. Euro. 2012 waren es noch traumhafte 2,274 Mrd. Euro. Während die Städte und Gemeinden sich täglich brandaktuellen Herausforderungen stellen, wie der Unterbringung der Flüchtlinge, dem Ausbau der Kleinkindbetreuung, der schulischen Inklusion oder der  Breitbandversorgung, sieht Gemeindetagspräsident Roger Kehle strategische Aufgaben am Horizont, die ebenfalls so schnell wie möglich angepackt werden müssen: „Wir haben aktuell weder genug Stoff zum Träumen, noch die Zeit dafür. Wenn wir die Kommunalfinanzen nicht jetzt schon auf ein zukunftsfähiges Gleis setzen, rollen wir langsam aber sicher sehenden Auges aufs finanzielle Abstellgleis.“ 
Ganz oben auf der Handlungsagenda des Gemeindetags stehen die Verhandlungen mit der  Landesregierung über zahllose ungelöste Finanzfragen. Da der Pakt mit dem Land über die Finanzbeziehungen Land/Kommunen ausläuft, gilt es, noch vor der Landtagswahl 2016 die Weichen für die Zukunft der folgenden Jahre zu stellen, um Planungssicherheit und Verlässlichkeit, sowohl für die Kommunen als auch das Land herzustellen. 

Darüber hinaus wirft die Schuldenbremse ihre Schatten voraus. Mit dem Auslaufen des Soli, den Bund-Länder-Verhandlungen über den Länderfinanzausgleich und der Neuregelung der ÖPNV-Finanzierung werden strategische finanzpolitische Weichen gestellt, deren Richtung Städte und Gemeinden mitbestimmen müssen, wenn sie zukunftsfähig bleiben wollen. „Wir haben es gerade mit einer Gesamtbaustelle Finanzen zu tun, deren Dimensionen gewaltig sind“, erklärt Kehle. Die Kommunen müssten den Drahtseilakt meistern, neben ihren klassischen Aufgaben akute und tagesaktuelle Pflichten wie die Versorgung der Flüchtlinge oder die Umsetzung der schulischen Inklusion zu stemmen. Und das alles bei einer Haushaltslage, die dringend erforderliche Zukunftsinvestitionen, beispielsweise im Bereich der Infrastruktur, nicht zulässt. 
Finanzierungssaldo geht weiter zurück: Ausgaben steigen dynamischer als Steuereinnahmen. 
Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte entwickelten sich auch 2014 dynamischer als die Steuereinnahmen. Vor allem die Sozialausgaben stiegen von 2013 auf 2014 erneut  an: Von 5,5 Mrd. Euro auf 5,8 Mrd. Euro allein in Baden-Württemberg (Abbildung 1). Dabei geht es vor allem um Kosten der Unterbringung, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, um Sozialhilfe innerhalb und außerhalb von Einrichtungen und um Leistungen der Jugendhilfe.  Die Steuereinnahmen hingegen brachten es lediglich auf einen Zuwachs von 1,5%. Dennoch investierten die Städte und Gemeinden 2014 mit 3 Mrd. Euro rund 326 Mio. Euro mehr als 2013. Sie konnten dabei auf ihren Sparstrumpf zurückgreifen, den sie in den Jahren 2011 und 2012 vorausschauend  füllen konnten. Infolge der stärker gestiegenen laufenden Mehrausgaben und der ausgeweiteten Investitionen ging der Finanzierungssaldo jedoch gegenüber dem Vorjahr weiter zurück. Im bundesweiten Vergleich stehen die Kommunen in Baden-Württemberg zwar noch auf Platz zwei. „Wir können aber nicht davon ausgehen, dass diese Position längerfristig gehalten werden kann“, warnt Gemeindetagspräsident Kehle. Internationale Krisen wie die Konflikte in der Ukraine und in Syrien oder die Finanzmisere in der EU würden auch am Finanz-und Wirtschaftssystem in Baden-Württemberg nicht spurlos vorübergehen. Es sei nicht auszuschließen, dass  Städte und Gemeinden als Folge Steuereinbußen zu spüren bekämen. „Zum Schwarzmalen besteht zwar momentan kein Grund“, so Kehle, „Malen dürfen wir aber schon.“ Bereits für 2015 rechnet der Gemeindetag mit einem weiteren Rückgang des kommunalen Finanzierungssaldos auf 200 Mio. Euro (Abbildung 2).  
Das kommunale Aufgabenbuch wird immer umfangreicher, die Ausgaben steigen weiter an
Die Ausgaben der Kommunen steigen nämlich weiter an. Der Ausbau der Kleinkindbetreuung ist eine Daueraufgabe. Auch die Auswirkungen des Bundesverfassungsgerichtsurteils zum Betreuungsgeld werfen neue Fragen auf.  Die Gemeinschafts- und Ganztagesschulen erfordern finanziellen Einsatz, ebenso wie die Umsetzung der schulischen Inklusion. Tarifsteigerungen im öffentlichen Dienst, vor allem auch die Tariferhöhungen in den Erziehungsberufen, werden die kommunalen Kassen spürbar leeren. Darüber hinaus erwarten Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger einen leistungsfähigen Zugang zu schnellem Internet. Auch hier müssen Städte und Gemeinden viel Geld investieren. Die größte Herausforderung ist momentan jedoch die Unterbringung der Flüchtlinge. Die Kommunen stehen zu ihrer humanitären Verpflichtung, den Menschen zu helfen, die schutzsuchend in unser Land kommen. Zwar gibt es für die Unterbringung der Flüchtlinge 30 Mio. Euro Zuwendungen vom Land für Baumaßnahmen, was einer Förderung von 25% entspricht. Das heißt aber umgekehrt: Drei Viertel der Bauausgaben müssen die Kommunen selbst aufbringen. Aber selbst diese Mittel werden bei weitem nicht ausreichen, um die Flüchtlinge bedarfsgerecht unterzubringen. Hochgerechnet  auf die nächsten drei Jahre werden diese Kosten auf fast 500 Mio. Euro steigen. Städte und Gemeinden werden viele neue Gebäude bauen müssen, um den dringend notwendigen Wohnungsbedarf zu decken. 
Städte und Gemeinden können nicht auf Dauer Ausfallbürgen des Landes bleiben

Gemeindetagspräsident  Kehle will vor diesem Hintergrund keine Zeit mehr verlieren und dringend die Finanzverhandlungen mit dem Land beginnen: „Vor uns liegen viele Rechnungen mit unbekanntem Inhalt. Bisher sind wir die Ausfallbürgen für die Kosten, die auflaufen.“ Kehle zweifelt daran, dass man wie bisher immer weiter davon ausgehen könne, dass alles so bleibt, wie es ist. Eine konjunkturelle Verschlechterung würde Land und Kommunen hart treffen. „Wir können die Herausforderungen nur im Schulterschluss mit dem Land in Angriff nehmen“, so seine Folgerung.  
Leistungen der Landesregierung an die Kommunen eher mäßig als traumhaft
Dass die Landesregierung immer wieder behauptet, niemand behandele seine Kommunen so gut wie sie, gehöre in die Kategorie Märchen. Der Kommunale Finanzausgleich (FAG) wird zu einem sehr großen Teil durch die Kommunen selbst finanziert. Das findet in diesem Umfang sonst in keinem anderen Bundesland statt. 40 Prozent der Finanzausgleichsmasse im FAG stammen aus der Finanzausgleichsumlage der Kommunen (Abbildung 5). Vergleicht man außerdem die Leistungen der Länder an ihre Kommunen im Jahr 2014, so steht Baden-Württemberg mit 782 Euro pro Einwohner nur an 11. Stelle (Abbildungen 3,4,6). Von den Medaillenrängen ist man weit entfernt. „Dass unsere Städte und Gemeinden im Bundesvergleich eine ordentliche Finanzsituation vorweisen können, liegt nicht allein am Wohlwollen der Landesregierung.  Was die Kommunen schaffen, das gelingt ihnen nicht zuletzt aus eigener Kraft und diese ist leider nicht unendlich“, erklärt Gemeindetagspräsident Kehle und fügt hinzu: „Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie sich gemeinsam mit uns den Herausforderungen stellt und die vielen offenen Fragen gemeinsam mit uns löst.“ 
Viele Fragen, aber noch keine Antworten
Der Gemeindetag hatte diese Forderung bereits im vergangenen Jahr gestellt und die Landesregierung ersucht, die gemeinsame Finanzkommission des Landes und der Kommunen einzuberufen. Die Antwort war reiner Kanzleitrost. Man sah zeitlich noch keine Notwendigkeit, Finanzverhandlungen aufzunehmen. „Die Städte und Gemeinden haben aber nicht vor, als passive Mitreisende im Finanzzug mitzufahren. Wir wollen die Schalthebel für die finanziellen Weichen mit stellen. Ohne finanzstarke Kommunen, könnte das Land nämlich entgleisen.“ 
Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart

Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | zentrale@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de

Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart

Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | zentrale@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de


